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Fluchtgründe

Die Expert*innen wiederholten ihre seit 
August 2021 geäußerte Besorgnis über 
eine Reihe von restriktiven Maßnah-
men, die seit der Übernahme Afghanis-
tans durch die Taliban eingeführt wurden 
und insbesondere Frauen und Mädchen 
betreffen. „Zusammengenommen stellen 
diese Maßnahmen eine kollektive Bestra-
fung von Frauen und Mädchen dar, die auf 
geschlechtsspezifischen Vorurteilen und 
schädlichen Praktiken beruhen“, so die 
Expert*innen.

„Wir sind besorgt über die kontinuierli-
chen und systematischen Bemühungen, 
Frauen aus dem sozialen, wirtschaftli-
chen und politischen Bereich im ganzen 
Land auszuschließen.“ Diese Bedenken 
werden noch verstärkt, wenn es sich um 
Frauen handelt, die ethnischen, religiösen 
oder sprachlichen Minderheiten wie den 
Hazara, Tadschiken, Hindus und anderen 
Gemeinschaften angehören, deren Unter-
schiede oder Sichtbarkeit sie in Afgha-
nistan noch stärker gefährden, fügten sie 
hinzu.

Die Expert*innen wiesen auch auf das 
erhöhte Risiko der Ausbeutung von 
Frauen und Mädchen hin, einschließlich 
des Menschenhandels zum Zwecke der 
Kinder- und Zwangsverheiratung sowie 
der sexuellen Ausbeutung und Zwangs-
arbeit.

Diese ausgrenzende und diskriminierende 
Politik wird durch eine Reihe von Maß-
nahmen durchgesetzt, wie z. B. das 
Verbot für Frauen, an ihren Arbeitsplatz 
zurückzukehren, das Verbot für Frauen, 
ohne Begleitung eines männlichen Ver-
wandten in den öffentlichen Raum zu 
gehen, das Verbot für Frauen, öffentli-
che Verkehrsmittel allein zu benutzen, 
sowie die Auferlegung einer strengen 
Kleiderordnung für Frauen und Mäd-
chen.

„Diese Maßnahmen schränken nicht nur 
ihre Bewegungs-, Meinungs- und Verei-
nigungsfreiheit sowie ihre Beteiligung an 
öffentlichen und politischen Angelegen-
heiten stark ein, sondern beeinträchti-
gen auch die Möglichkeiten der Frauen, 
zu arbeiten und ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen, und treiben sie weiter in die 
Armut“, so die Expert*innen. „Besonders 
betroffen sind weibliche Haushaltsvor-
stände, deren Leiden durch die verhee-
renden Folgen der humanitären Krise im 
Lande noch verstärkt wird“.

Besonders besorgniserregend ist die fort-
gesetzte Verweigerung des Grundrechts 
von Frauen und Mädchen auf Sekun-
dar- und Hochschulbildung unter der Prä-
misse, dass Frauen und Männer getrennt 
unterrichtet werden müssen und dass 
Studentinnen eine bestimmte Kleider-
ordnung einhalten müssen. So bleibt 
die große Mehrheit der weiterführen-
den Schulen für Mädchen geschlossen, 
und den meisten Mädchen, die die Klas-
sen 7-12 besuchen sollten, wird der 
Zugang zur Schule allein aufgrund ihres 
Geschlechts verwehrt.

„Heute sind wir Zeugen des Versuchs, 
Frauen und Mädchen aus dem öffent-
lichen Leben Afghanistans zu verdrän-
gen, und zwar auch aus Institutionen 
und Mechanismen, die zuvor zur Unter-
stützung und zum Schutz der am stärks-
ten gefährdeten Frauen und Mädchen 
eingerichtet worden waren“, so die 
Expert*innen mit Blick auf die Schließung 
des Frauenministeriums und die Beset-
zung der Räumlichkeiten der unabhängi-
gen afghanischen Menschenrechtskom-
mission.

„Verschiedene lebenswichtige und manch-
mal lebensrettende Dienstleister, die 
Überlebende geschlechtsspezifischer 
Gewalt unterstützen, haben aus Angst 
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vor Vergeltungsmaßnahmen geschlossen, 
ebenso wie viele Frauenhäuser, mit mög-
licherweise fatalen Folgen für die vielen 
Opfer, die auf solche Dienste angewiesen 
sind.“ Zu den weiteren Maßnahmen, die 
darauf abzielen, die Systeme zur Verhin-
derung und Bekämpfung geschlechtsspe-
zifischer Gewalt zu demontieren, gehö-
ren die Schließung von Spezialgerich-
ten und Strafverfolgungseinheiten, die 
für die Durchsetzung des Gesetzes zur 
Beseitigung von Gewalt gegen Frauen 
aus dem Jahr 2009 zuständig sind, sowie 
die Verhinderung, dass viele Frauenhel-
ferinnen und Sozialarbeiterinnen ihre 
Arbeit in vollem Umfang ausüben und 
andere Frauen und Mädchen unterstüt-
zen können.

Diese Maßnahmen betrafen zwar Frauen 
und Mädchen aus allen Lebensbereichen, 
doch die Sachverständigen betonten, dass 
sie besonders besorgt seien über Men-
schenrechtsverteidigerinnen, Aktivistin-
nen und führende Vertreterinnen der 
Zivilgesellschaft, Richterinnen und Staats-
anwältinnen, Frauen in den Sicherheits-
kräften, ehemalige Regierungsangestellte 
und Journalistinnen, die allesamt in erheb-
lichem Maße Schikanen, Gewaltandro-
hungen und manchmal auch Gewalt aus-
gesetzt seien und für die der zivile Raum 
stark eingeschränkt worden sei. Viele 
waren deshalb gezwungen, das Land zu 
verlassen.

„Wir sind auch zutiefst beunruhigt über 
die harte Art und Weise, mit der die De-
facto-Behörden auf afghanische Frauen 
und Mädchen reagiert haben, die ihre 
Grundrechte einforderten, mit Berichten 
über friedliche Demonstranten, die oft 
geschlagen, misshandelt, bedroht und in 
bestätigten Fällen willkürlich festgehalten 
wurden“, so die Expert*innen.

„Wir sind auch äußerst beunruhigt über 
die Berichte über außergerichtliche 
Tötungen und Zwangsvertreibungen eth-
nischer und religiöser Minderheiten wie 
der Hazara, die auf gezielte Bemühun-
gen hindeuten, sie ins Visier zu nehmen, 
zu verbannen und sogar aus dem Land zu 
vertreiben.“

Die Expert*innen wiederholten ihren 
Aufruf an die internationale Gemein-
schaft, die dringend benötigte humani-
täre Hilfe für die afghanische Bevölkerung 
zu verstärken und ihr Recht auf Wieder-
aufbau und Entwicklung zu verwirklichen. 
Die finanzielle und humanitäre Krise hat 
sich besonders verheerend auf die beson-
ders gefährdeten Gruppen innerhalb der 
afghanischen Bevölkerung ausgewirkt, ins-
besondere auf Frauen, Kinder, Minder-
heiten und von Frauen geführte Haus-
halte. Gleichzeitig muss die internatio-
nale Gemeinschaft die De-facto-Behör-
den weiterhin für die ständigen Ver-
stöße gegen die Rechte der Hälfte der 
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afghanischen Gesellschaft zur Rechen-
schaft ziehen und sicherstellen, dass die 
Einschränkungen der Grundrechte von 
Frauen und Mädchen unverzüglich aufge-
hoben werden.

„Jegliche humanitäre Hilfe, Wiederauf-
bau- oder Entwicklungsbemühungen im 
Land sind zum Scheitern verurteilt, wenn 
weibliches Personal, von Frauen geführte 
Organisationen und Frauen im Allgemei-
nen – insbesondere aus Minderheitenge-
meinschaften – weiterhin von der vollen 
Beteiligung an der Bedarfsanalyse sowie 
an der Entscheidungsfindung, Gestaltung, 
Umsetzung und Überwachung dieser 
Maßnahmen ausgeschlossen sind“, so die 
Expert*innen. 

Die Sonderberichterstatter*innen und Arbeitsgrup-
pen sind Teil der so genannten Sonderverfahren des 
UN-Menschenrechtsrates. Erstveröffentlichung: 
https://bit.ly/3J8aCao 
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